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Sozialgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin/zum Richter: Assessorin Antje Gabriele Eichler, 
Assessorin Charlotte Riese, Assessor Dr. Florian Dammer

Versetzt:
Richterin am Sozialgericht Dr. Yvonne Kuschminder vom So-
zialgericht Cottbus an das Sozialgericht Karlsruhe

Notarinnen und Notare

Bestellt: 
zur Notariatsverwalterin: Notarin a. D. Rosita Lau in Neuen-
hagen bei Berlin für ihre bisherige Amtsstelle in Neuenhagen 
bei Berlin

Notaramt erloschen: 
Notarin Rosita Lau aus Neuenhagen bei Berlin

Justizvollzug

Ruhestand: 
Justizvollzugshauptsekretär Jens Grundmann aus Brandenburg 
an der Havel

Ministerium der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Ernannt:
zum Direktor des Zentralen IT-Dienstleisters der Justiz des 
Landes Brandenburg: Ministerialrat Wolfram Grepel

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin am Oberlandesgericht: Richterin am Landge-
richt Andrea Laube; zur Richterin: Assessorin Marlene Kurz

Ruhestand: 
Justizamtfrau Renate Lossin aus Zossen; Justizamtsrat Norbert 
Triebe aus Eberswalde; Justizhauptsekretär Uwe Leu aus  
Potsdam; Erste Justizhauptwachtmeisterin Christa Müller aus 
Schwedt/Oder

Staatsanwaltschaften

Ernannt:
zum Staatsanwalt (Richter auf Probe): Christopher Gordjy in 
Neuruppin

Versetzt:
Leitender Oberstaatsanwalt Wilfried Lehmann von Neuruppin 
nach Potsdam

Personalnachrichten

Ministerium der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

I.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengesehen:

–	 bei dem Landgericht Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Präsidentin oder einen Präsidenten des 
Landgerichts

	 (Besoldungsgruppe R 5 BbgBesO)

–	 bei dem Landgericht Cottbus

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Landgericht 

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO)

–	 bei dem Landgericht Potsdam 

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Landgericht 

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis- 
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in dem Bereich der Vorsitzenden Richterinnen und Richter 
am Landgericht Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie beson-
ders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Ausschreibungen
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Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-
Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwalts-
rates einverstanden sind.

III.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom 17. Ju-
ni 2019 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Präsidentin oder einen Präsidenten des 
Verwaltungsgerichts

	 (Besoldungsgruppe R 3  BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis- 
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Juli 2019 auf dem Dienstweg an 
das Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam, zu richten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unterreprä-
sentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des Ge-
setzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung erneut 
veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders aufgefordert, 
sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. September 2019 auf dem 
Dienstweg an das Ministerium der Justiz und für Europa und 
Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-
Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Ausschreibung der Stellen bei den Landgerichten Cottbus 
und Potsdam richtet sich ausschließlich an Richterinnen und 
Richter, die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg 
beschäftigt sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. September 2019 auf dem 
Dienstweg an das Ministerium der Justiz und für Europa und 
Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-
Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. Bewerberinnen und Be-
werber um die Stelle für eine Präsidentin oder einen Präsidenten 
des Landgerichts bei dem Landgericht Frankfurt (Oder), die 
nicht bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg beschäftigt 
sind, richten ihre Bewerbung unmittelbar an das Ministerium 
der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg.

Alle Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrats und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

II.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Ober-
staatsanwalt

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis- 
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete 
der Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO, die bereits im staatsan-
waltschaftlichen Dienst des Landes Brandenburg beschäftigt 
sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. September 2019 auf dem 
Dienstweg an das Ministerium der Justiz und für Europa und 
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–	 im Landgerichtsbezirk Frankfurt (Oder):

–	 1 Stelle für eine Justizoberamtsrätin/einen Justizoberamtsrat 
(Besoldungsgruppe A 13)

–	 6 Stellen für Justizhauptsekretärinnen/Justizhauptsekretäre 
(Besoldungsgruppe A 8)

–	 im Landgerichtsbezirk Neuruppin:

–	 1 Stelle für eine Justizoberamtsrätin/einen Justizoberamtsrat 
(Besoldungsgruppe A 13)

–	 1 Stelle für eine Obergerichtsvollzieherin mit Amtszulage/
einen Obergerichtsvollzieher mit Amtszulage (Besoldungs-
gruppe A 9 Z)

–	 2 Stellen für Justizhauptsekretärinnen/Justizhauptsekretäre 
(Besoldungsgruppe A 8)

–	 im Landgerichtsbezirk Potsdam: 

–	 1 Stelle für eine Justizoberamtsrätin/einen Justizoberamtsrat 
(Besoldungsgruppe A 13)

–	 1 Stelle für eine Obergerichtsvollzieherin mit Amtszulage/
einen Obergerichtsvollzieher mit Amtszulage (Besoldungs-
gruppe A 9 Z)

–	 1 Stelle für eine Obergerichtsvollzieherin/einen Oberge-
richtsvollzieher (Besoldungsgruppe A 9)

–	 3 Stellen für Justizhauptsekretärinnen/Justizhauptsekretäre 
(Besoldungsgruppe A 8)

–	 1 Stelle für eine Justizobersekretärin/einen Justizobersekre-
tär (Besoldungsgruppe A 7)

–	 bei dem Amtsgericht Potsdam:

–	 1 Stelle für eine Justizoberamtsrätin/einen Justizoberamtsrat 
(Besoldungsgruppe A 13)

–	 2 Stellen für Justizamtsrätinnen/Justizamtsräte (Besoldungs-
gruppe A 12)

–	 5 Stellen für Justizoberinspektorinnen/Justizoberinspektoren 
(Besoldungsgruppe A 10)

–	 1 Stelle für eine Justizhauptsekretärin/einen Justizhaupt- 
sekretär (Besoldungsgruppe A 8)

–	 bei dem Landgericht Frankfurt (Oder):

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Cottbus:

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)

–	 2 Stellen für Justizoberinspektorinnen/Justizoberinspektoren 
(Besoldungsgruppe A 10)

IV.

Es wird Bewerbungen entgegengesehen

für die Neubesetzung
einer Notarstelle in Neuenhagen bei Berlin

zum nächstmöglichen Zeitpunkt.

Die Bewerberinnen/Bewerber müssen

–	 die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Rich-
tergesetz erlangt haben 

oder

–	 ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universität 
oder Hochschule der ehemaligen DDR mit dem Staatsexamen 
abgeschlossen und einen zweijährigen Vorbereitungsdienst 
mit einer Staatsprüfung absolviert haben. Auf den Vorberei-
tungsdienst mit der Staatsprüfung wird verzichtet, wenn die 
Bewerberin/der Bewerber als Notarin/Notar in einem Staat-
lichen Notariat tätig war oder zehn Jahre als Juristin/Jurist 
gearbeitet hat und notarspezifische Kenntnisse nachweist.

Nach § 7 Absatz 1 der Bundesnotarordnung soll zur hauptbe-
ruflichen Amtsausübung als Notarin/Notar in der Regel nur 
bestellt werden, wer einen dreijährigen Anwärterdienst als Notar- 
assessorin/Notarassessor geleistet hat und sich im Anwärter-
dienst der Notarkammer des Landes befindet, in dem sie oder 
er sich um die Bestellung bewirbt.

Es besteht die Verpflichtung zur Übernahme der Aktenverwal-
tung der Urkundengeschäfte der Amtsvorgängerin.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri-
um der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg, Abteilung II – Notarangelegenheiten –, Heinrich-
Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten und müssen bis 
zum 12. September 2019 eingegangen sein. Sie haben die in 
Abschnitt II Nummer 3 der Allgemeinen Verfügung des Minis- 
ters der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz über die 
Angelegenheiten der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 
6. Mai 2014 (JMBl. S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine 
Verfügung vom 16. Mai 2017 (JMBl. S. 42) geändert worden 
ist, vorgesehenen Angaben zu enthalten.

Brandenburgisches Oberlandesgericht

Es wird Bewerbungen für folgende Stellen entgegengesehen: 

–	 im Landgerichtsbezirk Cottbus:

–	 3 Stellen für Obergerichtsvollzieherinnen mit Amtszulage/
Obergerichtsvollzieher mit Amtszulage (Besoldungsgrup-
pe A 9 Z)

–	 1 Stelle für eine Obergerichtsvollzieherin/einen Oberge-
richtsvollzieher (Besoldungsgruppe A 9)

–	 5 Stellen für Justizhauptsekretärinnen/Justizhauptsekretäre 
(Besoldungsgruppe A 8)
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–	 bei dem Amtsgericht Prenzlau:

–	 2 Stellen für Justizamtfrauen/Justizamtmänner (Besoldungs-
gruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Schwedt/Oder:

–	 1 Stelle für eine Justizamtsrätin/einen Justizamtsrat (Besol-
dungsgruppe A 12).

Es kommen nur Beamtinnen und Beamte in Betracht, deren 
letzte Beförderung mindestens ein Jahr zurückliegt bzw. deren 
Probezeit seit einem Jahr beendet ist (§ 9 BeamtStG in Verbin-
dung mit § 20 Absatz 3 LBG).

Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts hat 
sich die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt und 
lädt Frauen ausdrücklich zu einer Bewerbung ein.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
bevorzugt berücksichtigt.

Die Ausschreibung steht unter dem Vorbehalt, dass unter Be-
rücksichtigung der Beförderungen das Personalbudget aus-
kömmlich ist.

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach der Ver- 
öffentlichung auf dem Dienstweg an den Präsidenten des  
Brandenburgischen Oberlandesgerichts, Gertrud-Piter-Platz 11, 
14770 Brandenburg an der Havel zu richten.

–	 bei dem Amtsgericht Königs Wusterhausen:

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Senftenberg:

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Eberswalde:

–	 1 Stelle für eine Justizamtsrätin/einen Justizamtsrat (Besol-
dungsgruppe A 12)

–	 bei dem Amtsgericht Fürstenwalde/Spree:

–	 1 Stelle für eine Justizamtsrätin/einen Justizamtsrat (Besol-
dungsgruppe A 12)

–	 bei dem Amtsgericht Strausberg:

–	 1 Stelle für eine Justizamtsrätin/einen Justizamtsrat (Besol-
dungsgruppe A 12)

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Neuruppin:

–	 3 Stellen für Justizamtfrauen/Justizamtmänner (Besoldungs-
gruppe A 11)

–	 bei dem Amtsgericht Oranienburg:

–	 1 Stelle für eine Justizamtfrau/einen Justizamtmann (Besol-
dungsgruppe A 11)
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Das Justizministerialblatt erscheint in der Regel am 15. eines jeden Monats. 
Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg.

Der Preis für ein Bezugsjahr beträgt 58,80 EUR (einschließlich Postzustellgebühren und 7 % Mehrwertsteuer).
Die Einweisung kann jederzeit erfolgen. Die Kündigung ist nur zum Ende eines Kalenderjahres zulässig; sie muss bis spätestens 30. 9. dem Verlag zugegangen sein.

Einzelverkaufspreis: 4,86 EUR zuzüglich Versand und Portokosten und 7 % Mehrwertsteuer (nur Nachnahmeversand).
Die Lieferung des Blattes erfolgt durch die Post.

Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen sind an die
Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.

Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH,
Karl-Liebknecht-Straße 24 - 25, Haus 2, 14476 Potsdam (OT Golm), Telefon: 0331 5689-0
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